
Schwerpunktbereich 5: Wirtschafts-, Steuer, -und Umweltstrafrecht  

 

Pflichtbereich  

 

1. Wirtschaftsstrafrecht  

Strafrechtliche Verantwortung innerhalb eines Unternehmens, insbesondere Organ und 
Vertreterhaftung (§ 14 StGB, § 9 OWiG) sowie Verletzung der Aufsichtspflicht (§ 130 OWiG); 
Unternehmenssanktionen; Tatbestände des StGB mit deren wirtschaftsstrafrechtlicher Bedeutung 
(Untreue, Betrug, Vorfeldtatbestandes des Betrugs); Kapitalmarkt- und Finanzmarktstrafrecht 
(Kapitalanlagebetrug, Tatbestände des WpHG, BörsG, KWG); Insolvenzstrafrecht mit 
Insolvenzverschleppung; Tatbestände des Gesellschaftsrechts (Bilanzdelikte, Gründungs- und 
Kapitalerhöhungsschwindel); Tatbestände zum Schutz des unlauteren Wettbewerbs; Deutsches und 
Europäisches Kartellstraf- und - ordnungswidrigkeitenrecht; illegale Beschäftigung und 
Leistungsmissbrauch; Delikte gegen die Lenkung der internationalen Wirtschaft (KWKG, AWG)  

 

2. Steuerstrafrecht  

Tatbestand der Steuerhinterziehung mit Grundzügen des Steuerrechts; Täterschaft und Teilnahme, 
Versuch und Verjährung der Steuerhinterziehung; strafbefreiende Selbstanzeige; 
Steuerordnungswidrigkeiten; Grundzüge des steuerstrafrechtlichen Ermittlungsverfahrens (Organe 
des Ermittlungsverfahrens, ihre Funktionen, Aufgaben und Befugnisse, das Verhältnis der einzelnen 
Organe zueinander); Grundzüge des Verhältnisses des Steuer- und Steuerstrafverfahrens. Sanktionen 
des Steuerstrafrechts  

 

3. Umweltstrafrecht  

Allgemeiner Teil des Umweltstrafrechts: Verwaltungsakzessorietät, Amtsträgerstrafbarkeit, 
Verantwortlichkeit in Unternehmen; Besonderer Teil des Umweltstrafrechts: 
Gewässerverunreinigung (§ 324 StGB), Bodenverunreinigung (§ 324a StGB), Luftverunreinigung (§ 
325 StGB), unerlaubter Umgang mit Abfällen (§ 326 StGB), besonders schwerer Fall einer 
Umweltstraftat (§ 330 StGB) und tätige Auszug aus den Amtlichen Bekanntmachungen Nr. 7 vom 
28.5.2014 - Seite 265 - 276 Reue (§ 330b StGB); Bußgeldtatbestände des Umweltrechts (insbes. § 41 
WHG, § 26 BBodenSchG, § 62 BImSchG, § 61 KrW/AbfG); in Grundzügen: Verursachen von Lärm, 
Erschütterungen und nichtionisierende Strahlen (§ 325a StGB), Gefährdung schutzbedürftiger 
Gebiete (§ 329 StGB), Atomstrafrecht 

 

4. Ordnungswidrigkeitenrecht  

Verhältnis Ordnungswidrigkeitenrecht zum Strafrecht; gesetzliche Grundlagen des 
Ordnungswidrigkeitenrechts; Merkmale der Ordnungswidrigkeit und Besonderheiten im Vergleich 
mit der Straftat. Sanktionen des Ordnungswidrigkeitenrechts; Bußgeldverfahren der 
Verwaltungsbehörde; gerichtliches Bußgeldverfahren; Besonderheiten des Bußgeldverfahrens im 
Vergleich mit dem Strafverfahren; Ordnungswidrigkeiten als Gegenstand des Strafverfahrens; 



ausgewählte Bereiche des Besonderen Ordnungswidrigkeitenrechts, insbesondere 
Straßenverkehrsrecht; Ordnungswidrigkeiten im Europäischen Strafrecht  

 

5. Europäisches und Internationales Strafrecht  

Einfluss des europäischen Rechts auf das deutsche Strafrecht; europäische Institutionen zur 
Kriminalitätsbekämpfung (Europol, europäische Staatsanwaltschaft, OLAF); deutsches internationales 
Strafrecht; Völkerstrafrecht  

 

Wahlbereiche 

 

a) Bestrafungspraxis 

 

1. Kriminologie II  

Anwendung der Grundlagen der Kriminologie (Kriminologie I) auf Deliktgruppen bzw. Tätergruppen 
im Wirtschafts-, Steuer- und Umweltstrafrecht: Ätiologie („White-collar-criminality“ Sutherlands und 
weitere Kriminalitätstheorien, Kriminalisierungstheorien), Phänomenologie (Erscheinungsformen der 
Wirtschafts-, Umwelt-, Steuerdelinquenz und Täterprofile), Pönologie (informelle und formelle 
Sozialkontrolle der Unternehmen, Individualkontrolle, Strafverfolgung, Verurteilung, Absprachen, 
Verständigung, Schlichtung, Mediation) und Viktimologie (Täter-Opfer-Beziehung, Anzeigeverhalten, 
Schadenswiedergutmachung); Berücksichtigung weiterer Deliktbzw. Tätergruppen in Grundzügen: 
organisierte Kriminalität, Medienstraftaten, Straftaten im Nebenstrafrecht und Jugenddelinquenz  

 

2. Kriminalpolitik und Sanktionen  

Weite und enge Definition der Kriminalpolitik; Verhältnis der Kriminalpolitik zur Strafrechtsdogmatik, 
zum Schuldgrundsatz, zur Auslegung und zum Legalitätsprinzip; Kriminologie als Grundlage der 
Kriminalpolitik, Reformvorschläge und methodische Grundsätze der Strafgesetzgebung, Strafen, 
Maßregeln, sonstige Maßnahmen und ihre kriminalpolitischen Ziele, Strafzumessungsgrundsätze und 
Strafvollzug  

 

b)Strafrechtspraxis  

 

1. Nebenstrafrecht  

Ausländerstrafrecht, Betäubungsmittelstrafrecht, Verkehrsstrafrecht, Waffenstrafrecht, 
Wehrstrafrecht  

 

 



2. Recht der Strafverteidigung  

Rechtsstellung des Strafverteidigers; Verteidigung im Ermittlungsverfahren und in der 
Hauptverhandlung; Absprachen im Strafverfahren, Beweisantragsrecht; Revision in Strafsachen; 
Verteidigung in Strafvollstreckung und Strafvollzug; Grundzüge der Strafverteidigung im Wirtschafts-, 
Steuer- und Umweltstrafrecht 

 


